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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

20.04.2004 

Geschäftszahl 

2003/13/0154 

Rechtssatz 

Es ist Sache desjenigen Steuerpflichtigen, der die - grundsätzlich nie durch die Erwerbstätigkeit veranlasste - 
Beibehaltung des in unüblicher Entfernung vom Beschäftigungsort gelegenen Familienwohnsitzes als beruflich 
veranlasst geltend macht, der Abgabenbehörde die Gründe zu nennen, aus denen er die Verlegung des 
Familienwohnsitzes an den Ort der Beschäftigung als unzumutbar ansieht, ohne dass die Abgabenbehörde in 
einem solchen Fall verhalten ist, nach dem Vorliegen auch noch anderer als der vom Steuerpflichtigen 
angegebenen Gründe für die behauptete Unzumutbarkeit zu suchen (Hinweis E 22. April 1999, 97/15/0137, 
VwSlg 7390 F/1999). Die berufliche Veranlassung von Aufwendungen, denen nach dem ersten Anschein eine 
nicht berufliche Veranlassung zu Grunde liegt, ist vom Steuerpflichtigen darzustellen. 


